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■ Die Wirtschaftskrise hat noch
nicht einmal den Höhepunkt er-
reicht, schon wird über den Abbau
der Defizite aus den milliarden-
schweren Bankenhilfs- und Kon-
junkturpaketen gestritten. Euro-
paweit, nicht nur in Österreich.

Das Objekt der Begierde der
Defizitsanierer ist dabei die Mehr-
wertsteuer, da diese bei einer ge-
ringfügigen Erhöhung bereits
Milliarden in die leeren Staats-
kassen spülen könnte.

Allein eine zeitlich begrenzte
Erhöhung um zwei Prozent, wie
sie IHS-Chef Felderer vorschlug,
würde mindestens zwei Milliarden
Euro pro Jahr bringen. Bei einem
Bedarf von 40 bis 50 Milliarden, so
das IHS, wäre das auch nur ein
Tropfen auf den heißen Stein.

Allein die Zinszahlungen für
die Staatschuld werden 2011 auf

das sechsfache anschwellen. Und
die andere Variante hieße Verwal-
tungsreform, um bei den Aus-
gaben zu sparen. Aber davor hat
sich bisher noch jede Große Koa-
lition gedrückt.

Daher ist die Ansage von Fi-
nanzminister Pröll in der „TV-
Pressestunde“, keine neue Steu-
ern dafür aber Verwaltungsre-
form, auch nicht allzu ernst zu
nehmen. Schon die Umwidmung
der für eine Werbekampagne der
Koalition - wozu eigentlich? - ge-
planten fünf Millionen Euro als
Spende an die Hochwasseropfer
ist bei Bundeskanzler Faymann
auf Ablehnung gestoßen. Dann
könnte man ja erwarten, daß Fay-
mann sein erstes Kanzlerfest
absagt, und die vorgesehnen Aus-
gaben - aus Steuergeldern - eben-
falls den Flutopfern spendet!

Für FPÖ-Wirtschaftssprecher
Bernhard Themessl, sitzt die Koa-
lition in der selbstgezimmerten
Falle ihrer „unverantwortlichen
Finanzpolitik“: „Die katastro-
phale Haushaltssituation, ist nicht
zuletzt durch das Bankenrettungs-
paket hervorgerufen worden, um
deren Risiken aus den Ost-Speku-
lationen abzudecken.“

Es braucht wirkungsvolle Ein-
sparungen bei den Staatsausgaben
und keine neuen Steuern, die un-
weigerlich zu einer höheren In-
flation führen. „Der Rech-
nungshof hat bereits über 300 Vor-
schläge zu Einsparungen in der
Verwaltung vorgebracht, ohne das
die Leistung für den Bürger leiden,
aber die Staatsausgaben um zwei

bis drei Milli-
arden ent-
lasten wür-
den“, erinnerte
Bernhard The-
messl und for-
derte eine
zügige Um-
setzung dieses
„notwendig-
sten aller
B u d g e t s a -
n i e r u n g s -
schritte“.

WWuunnsscchhbbuuddggeett  kkoollllaabbiieerrtt
■ „Schon bei der Erstellung des
Doppelbudgets für 2009/10 war
klar, daß die Zahlen nicht stim-
men, weil Finanzminister Pröll
dabei nicht der Realität ins Auge
sah, sondern seinen Wunschvor-
stellungen nachgehangen ist“, be-
merkte Budgetsprecher Alois
Gradauer zur jüngsten Konjunk-
turprognose der Wirtschaftsfor-
scher. Nach dieser soll die Wirt-
schaft heuer um 4,3 Prozent
schrumpfen, und nicht um 2,2
Prozent, wie Pröll es im Budget
festzuschreiben versuchte. Daher,
so Graudauer, müsse das Budget
für 2009/10 neu erstellt werden.

„Das Budgetdefizit wird in
schwindelnde Höhen von 80
Prozent des BIP klettern und die
Zinslast, 11,3 Milliarden 2011,
droht Österreich zu erdrücken“,
stellt Gradauer verärgert fest.

In diesen schwierigen Zeiten
sei es dringend notwendig, ausga-
benseitig zu sparen, und zwar

dort, wo es den Bürgern nicht weh
tut, schlug Gradauer vor.Aber für
die von der FPÖ geforderte Hal-
bierung des EU-Beitrags, der
Streichung der - ungekürzt weiter-
geführten - Entwicklungshilfe,
und beim Asylwesen sei die Koa-
lition zu feige und Einsparungen
bei der Verwaltung und im Ge-
sundheitsbereich sind bis jetzt nur
Lippenbekenntnisse geblieben.

GGrrooßßkkooaalliittiioonnäärreess  PPaarraaddiiggmmaa::  NNiixx  hhöörreenn,,  nniixx  sseehheenn,,  nniixx  rreeddeenn  --
uunndd  sscchhoonn  ggaarr  nniicchhttss  ttuunn..  AAbbeerr  hhooffffeenn,,  ddaaßß  eess  ttrroottzzddeemm  gguutt  ggeehhtt..

GGrraaddaauueerr::  EEss  bbrraauucchhtt  jjeettzztt  mmuuttiiggee  MMaaßß--
nnaahhmmeenn,,  aabbeerr  kkeeiinnee  nneeuuee  SStteeuueerrnn!!

■ Langsam sickern
erste Details der
neuen „Gesund-
heitsreform“ durch
und es zeigt sch,
daß die wesent-
lichen Probleme
erneut ausgespart
worden sind.
„Das einzige be-
grüßenswerte ist,
daß diesmal die Ärzteschaft von
Anfang an eingebunden ge-
wesen ist“, bemerkte Gesund-
heitssprecherin Dagmar Bela-
kowitsch-Jenewein (Bild).

So fänden sich in dem Re-
formpapier keinerlei Ansätze,
wie man endlich die Gelder im
Gesundheitswesen bündeln
könnte, und die Zusammen-
legung der Krankenkassen
wurde auch nicht erwähnt.
„Dabei hat der Rechnungshof
in seinem jüngsten Bericht ein-
drucksvoll dargelegt, wie hoch

die Verwaltungs-
kosten nach wie
vor sind“, kriti-
sierte Belako-
witsch-Jenewein.

Auch das Prob-
lem des Miß-
brauchs der E-
Card werde weiter-
hin ignoriert.
Österreich lade, so

die FPÖ-Gesundheitsspreche-
rin, förmlich Menschen aus aller
Welt ein, sich in unserem Land
behandeln zu lassen.

„Ein Foto auf der E-Card
würde diesen frechen Betrug
zumindest eindämmen! Aber
offensichtlich kürzt man lieber
die Leistungen der zahlenden
Bevölkerung, die sich ohnehin
nicht wehren kann“, empörte
sich Belakowitsch-Jenewein
und mahnte erneut das An-
gehen der ausgeklammerten
Reformvorhaben ein.

WWiieeddeerr  eeiinnee  SScchheeiinnrreeffoorrmm

SStteeuueerreerrhhööhhuunngg??  VVeerrwwaallttuunnggssrreeffoorrmm??  OOddeerr  ggaarr  nniicchhttss??
DDiisskkuussssiioonn  üübbeerr  DDeeffiizziittaabbbbaauu  nnaacchh  ddeerr  KKrriissee  hhaatt  bbeeggoonnnneenn  --  uunndd  llääßßtt  SScchhlliimmmmeess  eerraahhnneenn
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